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Bildung und Demokratie
Einfhrung
Als in der »Sowjetisch besetzen Zone« Deutschlands (SBZ) 1946 ein neues
Schulgesetz erlassen wurde, erhielt dieses den Namen »Gesetz zur Demokrati-
sierung der deutschen Schule«. Es versprach, das neue Bildungssystem werde
»jedem Kind und jedem Jugendlichen ohne Unterschied des Besitzes, des
Glaubens oder seiner Abstammung [eine] vollwertige Ausbildung« zukommen
lassen, die gleichermaßen die »gesellschaftlichen Bed2rfnisse« und die »Nei-
gungen und F4higkeiten« der Heranwachsenden ber2cksichtige.1 Paul Wan-
del, der erste Pr4sident der Zentralverwaltung f2r Volksbildung in Ostdeutsch-
land, w2rdigte diese Programmatik als Errungenschaft einer sozialistischen
Neubestimmung des traditionellen Verh4ltnisses von Staat und Erziehung und
stellte in Aussicht, durch sie lasse sich der nationalsozialistische Missbrauch
von Erziehung und Schule endg2ltig 2berwinden:
»Wir verstehen Politik als Sammelbegriff aller Beziehungen in unserem ge-
sellschaftlichen Leben und in der Gestaltung des neuen Staates. Wenn jemand
zur Ablehnung dieses politischen Ausgangspunktes auf die fragw2rdige ›Politi-
sierung der Schule‹ der vergangenen zw?lf Jahre hinweisen sollte, dann erkl4-
ren wir: Keinem Menschen w2rde es einfallen, auf die Anwendung des Feuers
darum zu verzichten, weil Brandstifter es missbrauchen. Ebenso ist es mit die-
ser Frage der Beziehung zwischen Politik und Schule. Ohne auf die vielartigen
Auffassungen einer 2ber der Politik stehenden P4dagogik einzugehen, m?chte
ich doch auf die historische Tatsache hinweisen, dass es bisher kein Schulsys-
tem in irgendeinem Lande gab und gibt, das nicht in seinem Erziehungsziel
und in seinem ganzen Charakter auf den jeweiligen Staat, auf die jeweils herr-
schenden gesellschaftlichen Verh4ltnisse eingestellt [gewesen] w4re. Das kann
auch nicht anders sein. Das neue in unserer Stellungnahme ist …, dass wir im
Gegensatz zu vielen anderen diese Tatsache offen aussprechen.« (Wandel
1946, S. 255)
Die Auffassung, die Wandel 1946 vertrat, war freilich nicht so originell und
neuartig, wie er meinte, sondern kann auf eine immerhin mehr als 2000-j4hrige
Geschichte zur2ckblicken, mit der ich mich im Folgenden auseinander setzen
werde. Ich tue dies nicht, um zu zeigen, dass die immer wieder behauptete Af-
finit4t von Erziehung und Staat auch heute noch ungebrochen gilt. Vielmehr
m?chte ich die gegenteilige Auffassung vertreten, dass Wandels These zwar
1 Gesetz zur Demokratisierung der deutschen Schule 1946, S. 2; es ist dies der bis heute
einzige Gesetzestext in Deutschland, der schon von seinem Namen her Fragen der Er-
ziehung, Bildung und Institutionalisierung des Bildungssystems zu Problemstellungen
der demokratischen Grundordnung in Beziehung setzt.
f2r alle historischen Staatsformen, nicht aber f2r diejenige einer freiheitlichen
Demokratie Geltung beanspruchen kann. Diese ist unter den bekannten
Staatsformen die einzige, die sich ihren eigenen Grunds4tzen zufolge ein Ver-
bot auferlegen muss, die Lebensformen der Menschen zu normieren und P4-
dagogik durch die Setzung von Erziehungszielen und Bildungsidealen als einen
angewandten Teil der Politik zu konzipieren.
Bei der Entwicklung und Begr2ndung dieser These ziehe ich vier verschie-
dene, an klassischen Positionen ausweisbare Verh4ltnisbestimmungen von P4d-
agogik und Politik zu Rate.
– Die erste behauptet einen Primat der Politik vor der P4dagogik und fragt:
Welche Erziehung braucht der Staat? Sie werde ich am Beispiel der aristo-
telischen Politik vorstellen.
– Die zweite geht mit John Dewey von einem Primat der Demokratie in der
Erziehung aus. Ihr Problem lautet: Welche Erziehung braucht die Demo-
kratie?
– Die dritte erkennt mit Condorcet, Wilhelm von Humboldt und Schleier-
macher der Bildung einen Primat vor der Politik zu und fragt: Welche Ge-
sellschaft braucht der an seiner Bildung arbeitende Mensch?
– Die vierte bewegt sich jenseits der Duale von P4dagogik und Politik bzw.
Bildung und Politik und diskutiert das Problem: Worin besteht der ?ffentli-
che Charakter von Bildung und Demokratie?
Vom Primat der Politik vor der Pdagogik
oder: Welche Erziehung braucht der Staat?
Darin, dass jeder Staat die Erziehung seiner B2rger normiert, stimmen 4ltere
und neuere Theorien des Politischen 2berein. Die auf den griechischen Philo-
sophen Aristoteles zur2ckgehende Auffassung, dass Staaten sich und ihre
Verfassung durch die Erziehung der B2rger erhalten, galt bis ins 18. Jahrhun-
dert weitgehend unwidersprochen. Das trifft in gewissem Sinne auch f2r die
vier Regeln zu, die die aristotelische Politik f2r die Einrichtung einer guten Er-
ziehung aufstellte. Die erste lautet, die ganze Erziehung sei in eine private und
eine staatliche einzuteilen, die zweite legt fest, dass die staatliche Erziehung
»im Einklang mit [der] jeweiligen Verfassung« erfolgen m2sse, die dritte be-
sagt, dass staatliche Erziehung Heranwachsenden nur gemeinsam zu erteilen
sei, die vierte grenzt schließlich den staatlichen Erziehungsauftrag dahinge-
hend ein, der Staat k?nne seinen B2rgern nicht alles beibringen, was lehrbar
ist, sondern d2rfe sie nur in n2tzlichen Dingen und hier wiederum nur in dem
f2r alle Notwendigen und Unentbehrlichen unterrichten (vgl. Aristoteles: Po-
litik, 2. Buch, 1. und 2. Kap., 1260 b 26-1261 a 23 und 8. Buch, 1. und 2. Kap.,
1337 a 10-1337 b 5).
An der Begr2ndung, die Aristoteles diesen Regeln gab, l4sst sich pr2fen,
ob und inwieweit sie heute noch bedeutsam sind. Die Einteilung der Erziehung
in eine private und ?ffentliche legitimierte er damit, dass »gr?ßtm?gliche Ein-
heit« kein legitimes Ideal staatlicher Gemeinschaften sei. Wenn n4mlich der
Staat die ganze Gesellschaft durchherrsche und bis in die Freundschaften der
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Einzelnen und die Familienbeziehungen der B2rger Staat zu sein beanspruche,
l?se er sich am Ende auf.2 Staatliche Handlungsfelder gebe es n4mlich nur,
wenn auch nicht-staatliche Handlungsbereiche existierten. Nicht-staatlich aber
seien insbesondere die Freundschaften unter M4nnern (Menschen), die Ver-
h4ltnisse von M4nnern und Frauen und die Beziehungen zwischen Eltern und
Kindern. Sie k?nnten angemessen nicht als Staat im Kleinen gedacht, sondern
m2ssten als in den Staat eingehende und von ihm zu achtende Gemeinschaften
konzipiert werden.
Dieser von Aristoteles in Auseinandersetzung mit Platons Staatsutopie
entwickelten Einsicht zufolge kommt die staatliche Organisation der Erzie-
hung zur individuell-famili4ren hinzu. Sie darf diese nicht – wie Platons Er-
ziehungsstaat – negieren oder f2r weite Teile der Bev?lkerung vernichten.
Nur bei Beachtung der Differenz zwischen famili4rer und staatlicher Erzie-
hung gilt dann auch die Regel, dass die Verfassung des Staates durch eine auf
sie ausgerichtete gemeinsame Erziehung auf Dauer zu stellen und zu erhalten
sei. Die klassische antike Antwort auf die Frage nach der angemessenen Ein-
richtung der Erziehung lautete somit, da Menschen von Menschen gezeugt
und als unfertige Wesen geboren werden, m2sse 2berall eine familienf?rmige
Erziehung der staatlich geordneten vorangehen. Letztere aber folge jener
nach und diene dem Zweck, die B2rger an die Verfassung der Staaten zu ge-
w?hnen. In diesem Sinne sei die Erziehung in Monarchien monarchisch, in
Aristokratien aristokratisch, in Oligarchien oligarchisch und in Demokratien
demokratisch formiert (vgl. Aristoteles: Politik 1337 a 14-17). Eine Sonder-
stellung aber r4umte Aristoteles der Demokratie nicht ein. Seine Politik ließ
durchaus verschiedene Verfassungsformen zu und war weit davon entfernt,
die Demokratie f2r die beste aller m?glichen bzw. denkbaren Verfassungen
zu halten.
Die von Aristoteles zuerst auf klare Begriffe gebrachte Auffassung vertrat
Mitte des 18. Jahrhunderts noch Montesquieu, als er in seiner 1748 erschiene-
nen Abhandlung "ber den Geist der Gesetze die Erziehung zu jenen Angele-
genheiten rechnete, deren Einrichtung »unmittelbar aus der Natur der jeweili-
gen Regierungsform« folgt (Montesquieu 1748/1992, S. 18ff. und S. 47ff.).3
Montesquieu entwickelte eine Typenlehre, welche verschiedene Staatsverfas-
sungen auf ihre Wechselbeziehungen zu Ethik, P4dagogik, Pkonomie und Re-
ligion untersucht und dabei auch die jeweils verfassungsaffinen Tugenden der
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2 So lehrt Aristoteles, der Staat sei zwar »der Natur nach fr2her als die Familie und der
einzelne Mensch, weil das Ganze fr2her sein muss als der Teil« (Politik 1253 a 18-21), er
sei dies jedoch nur insofern, als in staatlich verfassten Gemeinschaft immer zwischen
diesen selbst und den in ihr vorkommenden kleineren Gemeinschaften unterschieden
werden m2sse. Der Staat »ist seiner Natur nach eine Vielheit, sowie er aber mehr und
mehr zur Einheit wird, muss er statt eines Staates ein Haus und statt eines Hauses ein
Individuum werden. Denn ein Haus, wird jeder sagen, sei in h?herem Sinne eine Einheit
als ein Staat, und ein Individuum sei es in h?herem Sinne als ein Haus. K?nnte man also
auch diese Einheit verwirklichen, so d2rfte man [es] nicht, weil man damit den Staat auf-
h?be. Der Staat besteht aber nicht bloß aus einer Mehrheit von Menschen, dieselben
sind auch der Art nach verschieden; aus ganz gleichen Menschen kann nie ein Staat ent-
stehen.« (1261 a 18-24)
3 Vgl. auch die systematischen Beitr4ge von H.-E. Tenorth, St. Hellekamps und H.-Ch.
Harten in: Benner/Schriewer/Tenorth 1998.
B2rger bestimmt. Danach sind monarchische Staaten in allen St4nden auf eine
Erziehung der Untertanen zu »Ehre« und Ehrgef2hl, Despotien auf einen skla-
venartigen »Gehorsam« der Beherrschten, Republiken auf die »Liebe« der
B2rger zum »Vaterland« und Demokratien auf eine besondere Wertsch4tzung
von »Gleichheit« und »Einfachheit« angewiesen (vgl. Montesquieu 1748/1992,
S. 47ff. und S. 62ff.).
Als Erziehungsmittel, durch welche die Staaten ihre Verfassung auf Dauer
stellen, werden immer wieder die gew?hnende Sozialisation und die unterricht-
liche Unterweisung genannt. Nachwachsende Generationen sollen zun4chst in
die jeweils herrschende Sitte eingef2hrt und erst hernach in einem fortgeschrit-
teneren Alter 2ber die Gr2nde ihrer Legitimit4t und Vern2nftigkeit unterrich-
tet werden. Das unterrichtlich zu vermittelnde Wissen entstammt hierbei
einem teleologischen Wissenschaftsverst4ndnis, welches lehrt, dass nur
diejenigen eine Sache richtig verstehen, die um ihre Zweckursachen wissen.
Als allgemeine Zwecke aber wurden in der Natur die sich selbst erhaltenden
Arten und Gattungen und in der Gesellschaft die f2r den Fortbestand der Staa-
ten unverzichtbaren Gemeinschaften und Lebensformen angesehen.
Zu den Merkw2rdigkeiten der antiken Version dieses Ordnungsmodells
und seiner Wissens- und Handlungsformen geh?rte, dass es der Arbeit die
unterste und den in Muße auszu2benden T4tigkeiten die oberste Wertigkeit
zuerkannte und diese Hierarchie damit begr2ndete, in allen Angelegenheiten
seien nicht jene die wahren K2nstler, die etwas durch eigene T4tigkeit her-
vorzubringen verstehen, sondern diejenigen, die die von anderen hergestell-
ten G2ter zu h?heren Zwecken gebrauchen. Gegen diese Rangordnung gab
bereits Sokrates ironisch und skeptisch zu bedenken, sie basiere wom?glich
auf einer Illusion, zum Beispiel auf derjenigen, dass nicht die etwas von
Wachteln verstehen, die diese V?gel fangen, m4sten und braten, sondern nur
jene, die sie in Muße zu sich nehmen und nach dem Verzehr in H?heres ver-
wandeln (vgl. hierzu Platon: Euthydemos 289 b-292 e; siehe auch Benner
2000a).
Das teleologische Verh4ltnis von Staat und Erziehung gelangte an seine
Grenze, als sich unter dem Einfluss von neuzeitlicher Wissenschaft und verwis-
senschaftlichter Produktion bis dahin unbekannte a-teleologische Wissens- und
Handlungsformen entwickelten und weltweit durchsetzten. In diesen ahmt
menschliches Denken nicht mehr vorgegebene Ordnungen der Natur und der
Gesellschaft nach, sondern bringt menschlicher Verstand die Mannigfaltigkeit
nat2rlicher und gesellschaftlicher Erscheinungen in mathematisch konstruierte
Ordnungen, die keiner inneren Zweckm4ßigkeit der zu erkennenden Welt,
sondern einer Gesetzgebung des Menschen entstammen. Neuzeitliche Wissen-
schaft und Technik unterwerfen auf diese Weise nicht nur die nat2rliche, psy-
chische und gesellschaftliche Wirklichkeit menschlicher Willk2r und Herr-
schaft; sie stellen dar2ber hinaus die p4dagogische Praxis vor die Aufgabe,
auch die Erziehung nicht mehr nach Maßgabe hierarchisch-teleologischer Ord-
nungen zu denken, sondern als einen Bildungsprozess ohne Telos zu konzipie-
ren (siehe hierzu Benner/Brggen 1996).4
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4 Siehe auch die problemgeschichtliche Unterscheidung konstitutiver und reflektierender
Grundbegriffe p4dagogischen Denkens und Handelns, die auf diese bezogenen hand-
Vom Primat der Demokratie in der Erziehung
oder: Welche Erziehung braucht die Demokratie?
Das moderne Verh4ltnis von Demokratie und Erziehung hat John Dewey
1916 in seinem gleichnamigen p4dagogischen Hauptwerk untersucht und in
mehreren Thesen systematisch bestimmt. Von diesen lehnen sich einige an die
von Aristoteles bis Montesquieu geltende Tradition an, andere f2hren 2ber
sie hinaus.
In einer ersten These definiert Dewey die gesellschaftliche Funktion der
Erziehung zun4chst ganz im Sinne der vormodernen Tradition als die einer
»Leitung der Entwicklung der Unreifen«, die sich an den Formen des jeweili-
gen »Gruppenlebens« ausrichtet, in das diese eingef2hrt werden (Dewey 1964,
S. 113).5 In einer zweiten These modifiziert er diese Auffassung sogleich, in-
dem er zwischen modernen, in st4ndigem Wandel begriffenen Gesellschaften,
die »diesen Wandel – zum Besseren – als ihren Lebenszweck betrachte[n]«,
und traditionellen Gesellschaften unterscheidet, »die lediglich [an] ihrem un-
ver4nderten Fortbestand« interessiert sind (Dewey 1964, ebd.).6 In beiden Ge-
sellschaftsformationen gelten unterschiedliche Regeln. W4hrend statische Ge-
sellschaften »kein freies Wechselspiel unter [ihren] Mitgliedern« kennen,
verf2gen moderne Gesellschaften 2ber »eine reiche Mannigfaltigkeit gemein-
samer Unternehmungen und Erfahrungen«. Sie er?ffnen ihren Mitgliedern
»die gleiche M?glichkeit«, aus eigener und fremder Erfahrung zu lernen,
fremde Erfahrungen aufzunehmen und eigene an andere weiterzugeben
(Dewey 1964, S. 117).7
In einer dritten These kommt Dewey schließlich auf sein Verst4ndnis von
Demokratie zu sprechen. »Die Demokratie«, so f2hrt er aus, ist »mehr als eine
Regierungsform; sie ist in erster Linie eine Form des Zusammenlebens, der ge-
meinsamen und miteinander geteilten Erfahrung.« (Dewey 1964, S. 121)8 Hie-
raus folgert er in einer vierten These, dass alle auf mannigfaltigem Erfahrungs-
austausch basierende und diesen herbeif2hrende Erziehung per se immer
schon »demokratische Erziehung« sei: »Eine Gesellschaft …, die f2r die gleich-
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5 »To say that education is a social function, securing direction and development in the im-
mature through their participation in the life of the group to which they belong, is to say
in effect that education will vary with the quality of life which prevails in a group.« (De-
wey 1916, S. 87)
6 »Particularly is it true that a society which not only changes but which has the ideal of
such change as will improve it, will have different standards and methods of education
from one which aims simply at the perpetuation of its own customs.« (ebd.)
7 »This is equivalent to saying that there is no extensive number of common interests; the-
re is no free play back and forth among the members of the social group. Stimulation
and response are exceedingly one-sided. In order to have a large number of values in
common, all the members of the group must have an equable opportunity to receive and
to take from others. There must be a large variety of shared undertakings and experien-
ces. Otherwise, the influences which educate some into masters, educate others into sla-
ves.« (Dewey 1916, S. 90)
8 »A democracy is more than a form of government; it is primarily a mode of associated
living, of conjoint communicated experience.« (Dewey 1916, S. 93)
m4ßige Teilhabe aller ihrer Glieder an ihren G2tern und f2r immer erneute
biegsame Anpassung ihrer Einrichtungen durch Wechselwirkung zwischen den
verschiedenen Formen des Gemeinschaftslebens sorgt, ist soweit demokratisch.
Eine solche Gesellschaft braucht eine Form der Erziehung, die … diejenigen
geistigen Gew?hnungen schafft, die soziale Umgestaltungen sichern, ohne Un-
ordnung herbeizuf2hren.« (Dewey 1964, S. 136)9
Die vormodernen Formen der Gew?hnung und Unterweisung werden in
modernen Gesellschaften in eine nichtgew?hnend-umgew?hnende Erziehung
und in eine Unterweisung transformiert, die nicht mehr in teleologische, son-
dern in hypothetische Wissensformen einf2hrt (vgl. Rousseau 1762/o.J., S. 47).
Wenn Dewey diesen Vorgang mit dem Begriff Demokratie umschreibt, so ist
offensichtlich, dass er diesen Begriff nicht in der urspr2nglichen Bedeutung
von demos kratos – Volksherrschaft – gebraucht, sondern im Sinne von res pu-
blica als Pffentlichkeit deutet. Der Begriff der Demokratie wird von Dewey
als Formbegriff einer Interaktion und Kommunikation verwendet, welche tra-
ditionelle Grenzen zwischen »Klassen, Rassen und Nationalstaaten« 2berwin-
det und »die geistigen M?glichkeiten« der neuen Erfahrungsweise der Ten-
denz nach allen Menschen zug4nglich macht. Exempel, d.h. Beispiel und
Vorbild einer solchen Formation ist f2r ihn die Gesellschaft der Vereinigten
Staaten von Amerika, die als Einwanderungsgesellschaft entstand und als ers-
te die Menschenrechte in eine Verfassung aufnahm (vgl. Arendt 1958/1994,
S. 260ff.).
Die Transformation traditioneller in moderne Gesellschaften ist nach De-
wey kein Resultat bewusster Planung, wurde jedoch beg2nstigt durch moderne
»Formen der Industrie, des Handels, des Reisens, durch V?lkerwanderungen
und internationalen Gedankenaustausch«. Von ihnen sagt er, sie alle verbinde,
dass sie »aus der Herrschaft der Wissenschaft 2ber die Naturkr4fte« (Dewey
1964, S. 121) erwuchsen und einer Erfahrungsstruktur folgen, die sich auch jen-
seits des Wissens der modernen Wissenschaften bew4hre.10
Deweys Grundgedanke l4sst sich damit wie folgt zusammenfassen: Neu-
zeitliche Wissenschaft, Demokratie als Staatsform, demokratisch-republikani-
sche Lebensformen, industrielle Produktion, Welthandel und p4dagogische
Interaktion sind untereinander nicht nur durch das Band einer gemeinsamen
Entstehungsgeschichte verbunden, sondern weisen auch eine gemeinsame
Struktur auf. Diese ist die Grundstruktur menschlicher Erfahrung, die eine
lernende und bildende Erfahrung ist und in den neuzeitlichen Wissenschaf-
ten eine methodisch spezifizierte Form gefunden hat. Dewey beschreibt sie
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9 »A society which makes provision for participation in its good of all its members on
equal terms and which secures flexible readjustment of its institutions through interacti-
on of the different forms of associated life is in so far democratic. Such a society must
have a type of education which gives individuals a personal interest in social relation-
ships and control, and the habits of mind which secure social changes without introdu-
cing disorder.« (Dewey 1916, S. 105)
10 »The widening of the area of shared concerns, and the liberation of a greater diversity
of personal capacities which characterize a democracy, are not of course the product of
deliberation and conscious effort. On the contrary, they were caused by the develop-
ment of modes of manufacture and commerce, travel, migration, and intercommunica-
tion which flowed from the command of science over natural energy.« (Dewey 1916, S.
93) Zur Kritik dieser Auffassung vgl. Bhm 1994.
als eine solche, die »passives Erleiden« und »Belehrtwerden« mit aktivem
Erkennen und Selber-Lernen verbindet, aus sich heraus Theorien der Welter-
kl4rung und Weltbeherrschung hervorbringt und von der allt4glichen bis zur
wissenschaftlichen Erfahrung reicht.11 Demokratische Meinungsbildung, wis-
senschaftliche Rationalit4t und methodisch geleitetes Denken- und Handeln-
lernen verlaufen danach gleichsinnig und folgen demselben Muster. Sie gehen
(1.) jeweils von konkreten Problemen und Fragen aus, entwerfen (2.) f2r
diese hypothetische L?sungsmuster, erproben (3.) deren Brauchbarkeit expe-
rimentell, pr2fen (4.) ihre Verallgemeinerbarkeit und entwickeln auf diese
Weise (5.) Handlungsstrategien, die 2ber die Ausgangsproblemlage hinausf2h-
ren.12
Die angedeutete Weite des Deweyschen Demokratiebegriffs sichert diesem
nicht nur breite Applikationsm?glichkeiten, sondern markiert zugleich seine
Grenze. In den Ausf2hrungen zum »demokratischen Ideal« und zur »Erzie-
hungsphilosophie Platos« zeigt sich dies daran, dass in ihnen die Begriffe der
Erfahrung und der Demokratie, des Staates und der gesellschaftlichen Arbeits-
teilung sowie der Strukturen traditioneller und moderner Gesellschaften ver-
schwimmen. Nur so ist erkl4rbar, dass Dewey Platons Staatsutopie folgender-
maßen w2rdigen konnte:
»Niemand k?nnte besser darlegen als er, dass es die Aufgabe der Erziehung
ist, die … Bef4higungen [der Einzelnen] herauszufinden und sie f2r die soziale
Verwertung zu schulen.« »An die Stelle der Rberzeugung Platos, dass ein
Mensch gl2cklich und die Gesellschaft wohlorganisiert ist, wenn sich jeder Ein-
zelne mit dem besch4ftigt, wof2r er von Natur geeignet ist, k?nnen wir auch
heute nichts Besseres setzen; das Gleiche gilt von der Auffassung, dass es die
erste Aufgabe der Erziehung ist, jedem seine eigent2mliche Ausstattung deut-
lich zu machen und ihn f2r ihre erfolgreiche Verwertung zu schulen. Der Fort-
schritt der Erkenntnis hat uns jedoch gewahr werden lassen, wie oberfl4chlich
Platos grobe Einteilung der Individuen und ihrer urspr2nglichen F4higkeiten
in drei scharf geschiedene Klassen ist; wir haben erkannt, dass die urspr2ngli-
chen F4higkeiten von unbestimmter Zahl und Mannigfaltigkeit sind. Von der
anderen Seite gesehen, k?nnen wir dies so ausdr2cken: in demselben Grade, in
dem sich eine Gesellschaft demokratisiert …, bedeutet die soziale Organisation
die Verwertung der besonderen und verschiedenen F4higkeiten der Einzelnen,
nicht [aber] Gliederung in starre Klassen.« (Dewey 1964, S. 122 und 125; vgl.
auch S. 400)13
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11 Zu Parallelen der von Fichte und von Dewey vorgenommenen Verh4ltnisbestimmun-
gen von Erfahrung, Denken und Lernen vgl. Benner 2000a, S. 80–92.
12 Vgl. die Parallelit4t von Deweys (1964, S. 201f. und 218; 1916, S. 157 und 170) Ausf2h-
rungen zur f2nfstufigen Grundstruktur der »denkenden Erfahrung« (reflexive expe-
rience) und der »Methode des Denkens« (method of thought).
13 »No one could better express than did he the fact that a society is stably organized
when each individual is doing that for which he has aptitude by nature in such a way as
to be useful to others (or to contribute to the whole to which he belongs); and that it is
the business of education to discover these aptitudes and progressively to train them
for social use.« »We cannot better Plato’s conviction that an individual is happy and so-
ciety well organized when each individual engages in those activities for which he has a
natural equipment, nor his conviction that it is the primary office of education to disco-
ver this equipment to its possessor and train him for its effective use. But progress in
Die zitierten Stellen belegen eindeutig, dass Dewey in Democracy and Edu-
cation, ungeachtet seines ansonsten nicht entelechial gefassten Begabungsver-
st4ndnisses, Platonistische Annahmen einer nativistischen Anlagentheorie ver-
trat und gleichzeitig von der optimistischen Auffassung ausging, in
demokratischen Gesellschaften werde ein jeder die seinen nat2rlichen F4hig-
keiten angemessene Bestimmung finden. Hinter solchen zu Beginn meiner
Rberlegungen bereits am Beispiel eines ostdeutschen Bildungspolitikers erl4u-
terten Gewissheiten steht die alte, schon bei Platon wirksame religi?se Rber-
zeugung, ein Gott habe die Menschen gerade so verschieden gemacht, wie die
Gesellschaft sie brauche.14 Gegen die Vorstellung eines solchen Entspre-
chungsverh4ltnisses zwischen nat2rlicher Anlagen und gesellschaftlichen Le-
bensformen aber ist einzuwenden, dass sie auf p4dagogischen Kategorienfeh-
lern und auf ideologischen Harmonieannahmen beruht, die mit dem Begriff
bildender Erfahrung nicht vereinbar sind.15
Dewey selbst distanzierte sich zweieinhalb Jahrzehnte nach der Ver?ffentli-
chung von Democracy and Education von einigen der dort und an anderen
Stellen seines Werks vertretenen Auffassungen. In einem dem Sp4twerk zu-
zurechnenden Essay f2hrte er aus, der »Glaube an die M?glichkeit der Er-
fahrung« sei unver4ndert das »Herz seiner Philosophie« geblieben. Von den
geschichtlichen Ereignissen der Diktaturen und totalit4ren Staaten des
20. Jahrhunderts auf die Anf4nge seines Denkens zur2ckblickend, w2rde er
»jedoch st4rker betonen wollen, … dass die Individuen letztlich die entschei-
denden Faktoren in der Natur und in der Entwicklung des gesellschaftlichen
Lebens« sind.16
Einsichten wie diese weisen nicht nur darauf hin, dass Dewey das von ihm
vertretene nativistisch argumentierende Verst4ndnis von Anlage und Bega-
bung sp4ter korrigiert und Problemstellungen in seine Rberlegungen einbezo-
gen hat, die dem von Rousseau und Theoretikern der deutschen Klassik ent-
wickelten Begriff einer unbestimmt-unbekannten, perfektiblen Bildsamkeit
verpflichtet sind (vgl. Dewey 1931, S. 32). Sie lassen dar2ber hinaus erkennen,
dass Deweys Begriff der Demokratie zur Kl4rung der Verh4ltnisse von Erzie-
hung, Pkonomie, geselligem Leben, Wissenschaft und Politik nicht ausreicht.
Weder als Staatsform noch in irgendeinem anderen substanziellen Sinne kann
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knowledge has made us aware of the superficiality of Plato’s lumping of individuals
and their original powers into a few sharply marked-off classes; it has taught us that ori-
ginal capacities are indefinitely numerous and variable. It is but the other side of this
fact to say that in the degree in which society has become democratic, social organizati-
on means utilization of the specific and variable qualities of individuals, not stratificati-
on by classes. Although his educational philosophy was revolutionary, it was none the
less in bondage to static ideals.« (Dewey 1916, S. 94 und 96f.; siehe auch S. 318f.)
14 Vgl. auch Platons deterministischer Hinweis, die Seelen h4tten ihre k2nftige Bestim-
mung vor ihrem Eintritt in die K?rper selbst gew4hlt in: Politeia 617 d 2-619 b 1.
15 Zur Kritik nativistischer Anlagen- und milieutheoretischer Begabungstheorien, die
auch auf Aussagen von Dewey applizierbar ist, vgl. K.-F. Gstemeyer 1996, S. 40–58.
16 »I have not changed my faith in experience nor my belief that individuality is its centre
and consummation. But there has been a change in emphasis. I should now wish to em-
phasize more than I formerly did that individuals are the finally decisive factors of the
nature and movement of associated life.« (Dewey: Later Works. Volume 14, Essays
1939–1941, S. 91ff.) F2r den Hinweis auf diese Stelle danke ich J. Bellmann.
Demokratie als ein Raum interpretiert werden, in dem Individualit4t und Ver-
gesellschaftung vers?hnt sind. Zu ihr treten vielmehr andere Bereiche ausdiffe-
renzierter menschlicher Praxis, insbesondere Pkonomie, Ethik, Kunst und Re-
ligion, als besondere Handlungsfelder hinzu. Ihr Verh4ltnis zueinander l4sst
sich erst angemessen beschreiben, wenn wir die Beziehungen der ausdifferen-
zierten Praxen moderner Humanit4t nicht mehr mit einem Begriff des Politik-
systems umschreiben und die traditionelle Ausrichtung des Erziehungssystems
auf das jeweils herrschende Gesellschaftssystem auch f2r den Fall verabschie-
den, dass sich eine Gesellschaft in ihrem Politiksystem als Demokratie definiert
und versteht.
Vom Primat der Bildung
oder: Welche Gesellschaft braucht der an seiner Bildung arbeitende Mensch?
Die Einsicht, dass staatliche Politik die Bildung des B2rgers voraussetzt und
diese nicht aus eigener Kraft erzeugen kann, wurde Ende des 18., Anfang des
19. Jahrhunderts im Kontext der Erfahrungen der Franz?sischen Revolution
von Condorcet, Wilhelm von Humboldt, Schleiermacher und anderen for-
muliert.
Der Marquis De Condorcet vertrat diese Auffassung in den Beratungen
der Franz?sischen Nationalversammlung und des Nationalkonvents, als er f2r
die Einf2hrung einer von ihm ausgearbeiteten, ein allgemeines Wahlrecht vor-
sehenden Konstitution und die Einrichtung eines ?ffentlichen Bildungssystems
warb. Eindringlich warnte er davor, die Ziele der Bildung politisch zu normie-
ren und die Errungenschaften der Revolution durch eine Politisierung der Er-
ziehung auf Dauer stellen zu wollen. »Niemals wird sich ein Volk einer be-
st4ndigen und gesicherten Freiheit erfreuen […], wenn ihr nicht dem
Menschen […] durch einen allgemeinen Unterricht die Mittel gebt, mit deren
Hilfe er zu einer vollkommeneren Verfassung gelangen, sich bessere Gesetze
geben und eine umfassendere Freiheit gewinnen kann.« (Condorcet 1966,
S. 42f.)17 Was Condorcet zu verhindern suchte, war die von der Jakobinischen
Fraktion der Revolution4re intendierte politische Indienstnahme der P4dago-
gik und ihre Ausrichtung auf die Erziehung eines Tugendb2rgers, der seine
Bestimmung einzig darin erblickt, der neu errichteten Ordnung zu dienen.
Diesem Programm stellte Condorcet dasjenige einer Erziehung zur Freiheit
gegen2ber, welche die Einzelnen darauf vorbereitet, ihre eigenen Lebensfor-
men zu w4hlen und ihre Rechte und Pflichten als Souver4n bzw. als Teil der
Volkssouver4nit4t selbst auszu2ben und an keine der politischen Parteiungen
abzutreten.
Die von Condorcet f2r unverzichtbar gehaltene Mitwirkung der B2rger an
der Interpretation der Verfassung stellt die p4dagogische und die politische
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17 »Jamais un peuple ne jouira d’une libertT constante, assurTe, si […] vous ne lui prTpa-
rez, par une instruction gTnTrale, les moyens de parvenir U une constitution plus par-
faite, de se donner de meilleures lois, et d’atteindre U une libertT plus entiVre.« Zur Be-
deutung Condorcets als eines Kritikers, nicht Parteig4ngers der Jacobiner, der
Rousseaus Verst4ndnis von perfectibilitT teilte, vgl. St. Hellekamps 1997, S. 77ff. und
171ff.; die von mir zitierte Stelle findet sich ebd. S. 86f.
Praxis vor die Aufgabe, die Auslegung der Verfassung als eine ?ffentliche An-
gelegenheit zu begreifen und die Gesetzgebung nicht exklusiv Parlamenten
und Berufspolitikern zu 2berantworten. Der von Condorcet entwickelte Ge-
danke einer diskutierenden, r4sonierenden und reflektierenden Pffentlichkeit
und einer in ihr zu praktizierenden, nicht delegierbaren Souver4nit4t verbietet
es, Erziehung politisch auf den Staat hin zu finalisieren und die M2ndigkeitser-
kl4rung nachwachsender Generationen an ihre Eingew?hnung in vorgegebene
Verh4ltnisse, und seien es solche, die durch eine Revolution geschaffen wur-
den, zu binden.
In seinen zeitgleich verfassten Ideen zu einem Versuch die Grenzen der
Wirksamkeit des Staats zu bestimmen entwickelte Wilhelm von Humboldt im
Kontext des preußischen Staates 4hnliche Auffassungen wie Condorcet im
Streit mit den Jakobinern. Wie dieser gelangte auch er zu der Rberzeugung,
die Aufgabe einer zeitgem4ßen Bildung k?nne nicht darin bestehen, die Ver-
fassung der Menschen einseitig an der des Staats zu pr2fen; vielmehr komme
es umgekehrt darauf an, die Bildung von jeder Bevormundung durch Politik
freizustellen. Nur so lasse sich verhindern, dass die Freiheit, die »durch die Ver-
einigung in einem Staat« eigentlich gesichert werden sollte, im Staat selbst ver-
loren gehe und »der Mensch dem B2rger geopfert« werde. F2r das Bildungs-
system folgerte er hieraus, »die freieste, so wenig als m?glich schon auf die
b2rgerlichen Verh4ltnisse gerichtete Bildung des Menschen« m2sste 2berall
der speziellen vorangehen und der »so gebildete Mensch … dann in den Staat
treten und die Verfassung des Staats sich gleichsam an ihm pr2fen. Nur bei ei-
nem solchen Kampfe [sei auf eine] wahre Besserung der Verfassung durch die
Nation mit Gewissheit [zu] hoffen« und »sch4dliche[r] Einfluss der b2rgerli-
chen Einrichtung[en] auf den Menschen« nicht zu bef2rchten (W. von Hum-
boldt 1792/1903, S. 143f.).
Das agonale Verh4ltnis von Bildung, Pkonomie und Politik und die Rber-
pr2fung der Verfassung des Staates an derjenigen sich bildender Menschen
kann nur in Gang gesetzt werden, wenn Annahmen einer nativistisch vorgege-
benen Bestimmung der Einzelnen ebenso verabschiedet werden wie Vorstel-
lungen, welche die individuellen Bildungsm?glichkeiten linear nach Maßgabe
von Erwartungen normieren, die Abnehmer des Bildungssystems als ihre An-
spr2che anmelden. Das agonale Verh4ltnis, von dem Humboldt spricht, setzt
eine Dynamisierung der Bildung auf Seiten der Subjekte und auf Seiten der
Gesellschaft voraus. In dieser verbindet sich die unbestimmte Bildsamkeit oder
Perfektibilit4t des modernen Menschen mit der Offenheit und Unbekanntheit
seiner k2nftigen Bestimmung.18
An die Stelle des Duals von Mensch und B2rger bzw. Einzelnem und Staat
tritt bei Humboldt eine Vierheit von Individuum, Staat, b2rgerlicher Gesell-
schaft und Nation. Die Einzelnen sollen ihre Bestimmung nicht unmittelbar als
Staatsb2rger suchen und finden, sondern Individuen, Staatsb2rger, in einem
Bereich der arbeitsteiligen b2rgerlichen Gesellschaft T4tige und Angeh?rige
der Nation zugleich sein. Sie sollen diese Seiten ihres Daseins nicht in eine all-
gemein g2ltige Hierarchie 2berf2hren und ihre Identit4t weder in sich selbst
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18 Zu Bedeutung des Begriffs der Pffentlichkeit f2r diesen Zusammenhang vgl. Brggen
1989, S. 34ff.
noch im Staat noch im b2rgerlichen Beruf und nicht einmal in der Nation als
solcher finden, sondern sich in einer Wechselwirkung von Mensch und Welt
bilden, die durch Mannigfaltigkeit und Freiheit konstituiert wird (vgl. hierzu
Benner 1995). Solche Bildung erlaubt den Einzelnen die Wahl individueller
Lebensformen und mutet ihnen die Entscheidung f2r einen bestimmten Beruf
zu. Sie bestimmt die Menschen dar2ber hinaus zur Teilhabe am kulturellen Le-
ben der Nation und ist zugleich offen f2r eine Erweiterung der nationalen Ho-
rizonte der Bildung und die Aneignung und Auseinandersetzung mit fremden
Sprachen und Kulturen.
Die Antwort auf die Frage, welche Gesellschaft der an seiner Bildung arbei-
tende Mensch braucht, ist darum so vielf4ltig wie die Seiten moderner Existenz
selbst. Gesucht wird eine Gesellschaft, die die Wahl individueller Lebensfor-
men und Berufskarrieren erlaubt, das staatliche Bildungssystem in ein ?ffentli-
ches transformiert, die Folgeprobleme und Konflikte der Ausdifferenzierung
der Funktionssysteme moderner Gesellschaft in einer reflektierenden Pffent-
lichkeit er?rtert, dabei Monopolisierungen von Entscheidungsprozessen in und
zwischen den Funktionensystemen diskutiert und nach Handlungsspielr4umen
sucht, welche diese transzendieren und korrigieren.
Ein Bereich solcher Transzendierung stellt die Zust4ndigkeit des modernen
Staates f2r das Erziehungssystem dar. In seiner Abhandlung "ber den Beruf
des Staates zur Erziehung diskutierte Schleiermacher 1814 vor dem Hinter-
grund von Erfahrungen, die er in seiner Mitwirkung an der preußischen Bil-
dungsreform gemacht hatte, die Frage, wann und unter welchen Bedingungen
sich der Staat in die Erziehung einmischen d2rfe. Seine Antwort auf diese Fra-
ge entwickelte er, indem er sie zu einer anderen Frage in Beziehung setzte.
Diese sucht zu kl4ren, in welchen Lebensformen Menschen koexistierten, be-
vor sie ihr Zusammenleben staatlich organisierten, und welche Organisations-
formen wom?glich k2nftig geeignet sein werden, die staatlichen abzul?sen
oder zu erg4nzen. Nachdem er umst4ndlich auseinander gelegt hat, dass »Hor-
den« und V?lker 4lter sind als staatliche Gemeinschaften und in diese nicht
restlos aufgel?st werden k?nnen, fasst er das Resultat seiner Untersuchung in
folgenden S4tzen zusammen: »Dieses also ist meine Antwort auf die Frage:
Wie kommt der Staat rechtm4ßigerweise dazu, einen t4tigen Anteil an der Er-
ziehung des Volkes zu nehmen? Dann n4mlich, und nur dann, wenn es darauf
ankommt, eine h?here Potenz der Gemeinschaft und des Bewusstseins dersel-
ben zu stiften. Alle anderen Motive sind entweder verderblich … oder sie sind
unhaltbar.« (Schleiermacher 1814/1957, S. 166) Die h?here Potenz aber, die
der Staat zu stiften befugt ist, kann vom Staat selbst niemals einfach erfunden
werden. Dieser muss sie vielmehr im Zusammenleben der Menschen, in den
Beziehungen zwischen den verschiedenen Gemeinschaften, die sie bilden, und
in der reflektierenden Pffentlichkeit suchen und als solche erkennen.
Die von den genannten franz?sischen und preußischen Intellektuellen Ende
des 18., Anfang des 19. Jahrhunderts versuchte Bestimmung der Grenzen legi-
timer Staatst4tigkeit im Bereich der Erziehung markiert Grenzen, die nicht
nur innerhalb absolutistischer Staaten zu beachten sind, sondern dar2ber hi-
naus auch in den damals neu entstehenden republikanischen Verfassungen
Geltung beanspruchen. Die vormodernen, von Dewey als statische Gebilde be-
schriebenen Gesellschaften konnten ihre Verfassungen auf Dauer stellen, in-
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dem sie die Erziehung der B2rger an Bildungsidealen und Tugendkatalogen
ausrichteten. Eine solche Selbsterhaltung ist demokratischen Staatsformen –
rechtm4ßigerweise jedenfalls – versagt. In seinen Rberlegungen zum »Verzicht
auf das Menschenbild« hat Theodor Litt 1958 die in sozialistischen Staaten
fortgesetzte Tradition staatlicher Selbsterhaltung durch eine erziehende For-
mierung des Charakters der B2rger in die vormoderne Tradition eingeordnet
und die »freie Welt des Westens« ermahnt, von solchen Strategien Abschied zu
nehmen (vgl. Litt 1959, S. 62ff.).
Nicht minder deutlich ist die Rberschreitung der Grenzen legitimer staatli-
cher Einflussnahme auf die Erziehung von Hannah Arendt kritisiert worden,
als sie in ihrem Essay zur Krise der Erziehung ausf2hrte, es sei »ein schwerer
Missgriff« der Politik, die Erhaltung und Erneuerung der Welt »mit den von
Geburt und Natur Neuen [neugeborenen Menschen] beginnen zu lassen. …
Anstatt sich mit seinesgleichen zu einigen, die Anstrengung des Rberzeugens
auf sich zu nehmen und das Risiko [einzugehen], dies nicht leisten zu k?nnen,
greift man direktorial mit der absoluten Rberlegenheit des Erwachsenen ein
und versucht, das Neue dadurch zu Stande zu bringen, dass man ein Fait ac-
compli schafft, also so tut, als sei das Neue [durch und f2r Erziehung] bereits
da.« (Arendt 1958/1994, S. 257f.)
Demokratische Gesellschaften zeichnen sich, richtig verstanden, vor ande-
ren Gesellschaftsformationen dadurch aus, dass in ihnen das Verbot gilt, den
neuen Menschen durch den Staat und das politisch Neue durch Erziehung her-
beizuf2hren. Um der Erziehung und der politischen Praxis willen darf Erzie-
hung nicht politisch definiert und Politik nicht p4dagogisch praktiziert werden.
Aufgabe gelingender Bildung kann freilich ebenso wenig eine konservativ-
affirmative Einf2hrung Heranwachsender in bestehende Verh4ltnisse sein. Die
Jugend zur Affirmation des Bestehenden zu erziehen w4re nicht minder para-
p4dagogisch und parapolitisch, als sie zur Affirmation eines politisch Neuen zu
indoktrinieren. Denn in beiden F4llen wird das Alte wie das Neue, indem es
mit Hilfe der Erziehung bewahrt bzw. durchgesetzt werden soll, nicht als ein
Fall der Auslegung der Verfassung und der Mitwirkung der B2rger an der Ge-
setzgebung begriffen, sondern der politischen Praxis entzogen.
Aus dieser Differenz zwischen nicht-demokratischen und demokratischen
Verfassungen aber folgt, dass substanziell fundiertes Ehrgef2hl, Vaterlandslie-
be, Wertsch4tzung von Einfachheit u.W.m. nicht als affine Tugenden demokra-
tischer Gesellschaften tauglich sind. Die einzige Tugend, die heute jenseits der
ebenso problematischen wie unverzichtbaren Sekund4rtugenden vielleicht
noch allgemein akzeptiert werden kann, ist die einer antifundamentalistisch ar-
gumentierenden Zivilcourage, die die Einzelnen vor die Aufgabe stellt, von der
Freiheit, sich eine eigene Meinung zu bilden, ?ffentlichen Gebrauch zu ma-
chen. Sie ist, wie Jrgen Oelkers (2000) erst k2rzlich in seiner Z2rcher An-
trittsvorlesung ausgef2hrt hat, nicht mehr teleologisch, sondern nur pragma-
tisch legitimierbar.19
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Jenseits des Duals von Pdagogik und Politik
oder: Worin besteht der +ffentliche Charakter von Bildung und Demokratie?
Vergleicht man die Verfassung der Schweiz und ihrer Kantone mit der der
Bundesrepublik Deutschland und ihrer L4nder, so l4sst sich begr2ndet in
Zweifel ziehen, ob die Deutschen und andere Europ4er, sieht man einmal von
der anerkannten und praktizierten Gewaltenteilung ab, heute wirklich in De-
mokratien leben, die durch plebiszit4re Elemente sicherstellen, dass Begriff
und Tatbestand der Volkssouver4nit4t nicht v?llig entleert werden. In der Bun-
desrepublik Deutschland wirken die Parteien nicht, wie die Verfassung es vor-
sieht, an der politischen Willensbildung mit, sondern formieren den politischen
Willen, kontrolliert allenfalls durch Wahlen, in einem Maße, der durch das
Grundgesetz selbst nicht legitimiert ist.20 Mitbestimmungsregelungen, die die
Gesetzgebung des Staates an die Meinungsbildung einer diskutierenden Pf-
fentlichkeit zur2ckbinden, sind weitgehend unbekannt. Eine Folge hiervon ist,
dass auch das Bildungssystem in weiten Teilen kein ?ffentliches, sondern bloß
ein staatliches ist.
Soll der Dual von P4dagogik und Politik, der in vielen F4llen ohnedies zu
einem Dual von staatlichem Bildungssystem und staatlicher Politik ge-
schrumpft ist, wirklich 2berwunden werden, so gilt es zu kl4ren, worin der ?f-
fentliche Charakter von Bildung und Demokratie bestehen k?nnte. Von dieser
Frage m?chte ich abschließend zeigen, dass sie heute die unsrige ist. Sie f2hrt
zu Problemstellungen, die den vorausgegangenen eine ver4nderte Bedeutung
geben und zugleich Spielr4ume f2r neue Antworten er?ffnen.
Eine dieser Problemstellungen bezieht sich auf das Verh4ltnis der Bildung
zu den anderen Bereichen ausdifferenzierter Humanit4t. In alteurop4ischen
Gesellschaften konnte Bildung auf Politik finalisiert werden, weil weite Teile
der Arbeit nicht nur von politisch unm2ndig Gehaltenen verrichtet wurden,
sondern in ihren Arbeitsvollz2gen kaum mehr als ein Lernen aus unmittelbarer
Erfahrung voraussetzten, also ohne die von Dewey als »denkende Erfahrung«
bezeichnete Form von Rationalit4t auskamen (vgl. Dewey 1964, S. 186ff.; 1916,
S. 146ff.). Von daher ist es nicht verwunderlich, dass moderne Bildungsrefor-
men zuweilen die Auffassung vertraten, in der Antike habe ein »arbeitsloser
Geist 2ber eine geistlose Arbeit geherrscht«, in der Moderne sei hingegen die
Arbeit durch Wissenschaft vergeistigt und der Geist in Industrie und Technik
praktisch geworden.21 Zur Begr2ndung moderner Bildung reicht freilich deren
Finalisierung auf die Verwissenschaftlichung des Besch4ftigungssystems ebenso
wenig aus wie deren traditionelle Finalisierung auf den Staat. Diese Ausrich-
tungen sind vielmehr, jede f2r sich und beide zusammen genommen, gleicher-
maßen obsolet geworden. Zur Erziehung des modernen Menschen geh?rt in-
zwischen eine auf alle Grundformen menschlichen Handelns ausgerichtete
Bildung, welche nicht nur Pkonomie und Politik, sondern auch Sitte, P4dago-
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der Parteien eher, als dass sie diese begrenzt.
21 So lautete die theoretisch anspruchsvollste Begr2ndung, mit der Eugen Fink (1960)
Anfang der 60er-Jahre die bundesrepublikanische Bildungsreform an Strategien der
Verwissenschaftlichung und Demokratisierung auszurichten versuchte.
gik, Kunst und Religion umfasst. Der moderne Mensch muss lernen, seine Sub-
sistenz in einem immer noch expandierenden System der Bed2rfnisse durch
T4tigkeiten im Besch4ftigungssystem zu sichern, seine Lebensformen und Be-
zugspersonen selbst zu w4hlen, an der politischen Praxis nicht nur durch Dele-
gation des eigenen Willens auf andere, sondern auch mitdiskutierend, mitbera-
tend und mitentscheidend zu partizipieren, in von den anderen Praxisformen
freigestellten R4umen der Kunst Welt 4sthetisch zu erfahren und die eigene
Endlichkeit und Abh4ngigkeit vom Absoluten in religi?sen Praxisformen zu
reflektieren.
Keiner dieser Bereiche kann heute einen Sinnstiftungsprimat f2r sich bean-
spruchen. Die p4dagogische Praxis ist auf jeden von ihnen bezogen und auf
keinen finalisiert. Die zwischen ihnen bildungstheoretisch postulierbare Nicht-
Hierarchizit4t aber kann nur praktisch werden, wenn es gelingt, die Systemra-
tionalit4t funktional ausdifferenzierter Gesellschaften in eine praktische oder
pragmatische Rationalit4t zu transformieren.22 F2r diese Form von Rationali-
t4t aber gilt, was John Dewey bereits in seiner Abhandlung 2ber Demokratie
und Erziehung sagte, als er eine Programmatik formulierte, die 2ber die einer
bloßen Harmonisierung vermeintlich nat2rlicher Begabungen und ihrer Allo-
kation in der gesellschaftlichen Arbeitsteilung weit hinausgeht: »Eine Gesell-
schaft …, die f2r die gleichm4ßige Teilhabe aller ihrer Glieder an ihren G2tern
und f2r immer erneute biegsame Anpassung ihrer Einrichtungen durch Wech-
selwirkung zwischen den verschiedenen Formen des Gemeinschaftslebens
sorgt, ist … demokratisch.«
Ersetzen wir den von Dewey undifferenziert gebrauchten Begriff der De-
mokratie durch denjenigen der Pffentlichkeit und legen wir seinen Begriff
denkender Erfahrung auf die heute diskutierten pluralen Formen von Kritik
und nicht abschließbarer Selbstvergewisserung aus23, so k?nnen wir das von
ihm Gemeinte angemessener auch so formulieren: Bildung und Demokratie
brauchen heute eine diskutierende und reflektierende Pffentlichkeit und ein
auf Partizipation an ihr vorbereitendes ?ffentliches Bildungssystem. Die die-
sem affine P4dagogik aber kann auf der einen Seite weder eine staatliche noch
eine private und auf der anderen Seite weder eine reine Wissenschaftsdidaktik
noch eine bloße Umgangsp4dagogik sein.
Was die Unterscheidung von privater und staatlicher Erziehung betrifft, so
gilt weiterhin, dass diese vern2nftigerweise, wie schon Aristoteles gezeigt hat,
nur zur Abgrenzung einer vorausgehenden individuell-famili4ren und einer ihr
nachfolgenden staatlich-gemeinsamen Erziehung taugt. Hieraus aber folgt,
dass die heute wieder verst4rkt diskutierte Frage, ob das Bildungssystem staat-
lich oder privat organisiert werden solle, von Grund auf falsch gestellt ist. Die
eigentlich zu diskutierende Frage ist nicht die, ob das Bildungssystem privat
oder staatlich zu organisieren sei, sondern diejenige, ob es ein staatliches blei-
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22 Siehe hierzu Peukert 1984; vgl. auch meinen Rberlegungen zu einer allgemeinen Pra-
xeologie, welche durch Nicht-Hierarchizit4t und Transformationsprobleme und -aufga-
ben gekennzeichnet ist (Benner 2000b, Kapitel 2–4).
23 Vgl. hierzu die grundlagentheoretischen Analysen von J. Ruhloff, H. Heid, D. Ben-
ner, J.D. Imelman und die bereichsspezifischen Beitr4ge von W. Mller, G. Fischer,
H. Schluss, Wilna A.J. Meyer, K.P. Wallraven und H. von Laer in: D. Benner/
K.-F. Gstemeyer/H. Sladek 1999.
ben oder ein ?ffentliches werden soll. Staatliche Bildungssysteme unterschei-
den sich von ?ffentlichen dadurch, dass in ihnen Gesetzgebung, Aufsicht und
Verwaltung ausschließlich in der Hand des Staates liegen. Soll die f2r Demo-
kratien unerl4ssliche Gewaltenteilung auch im Bereich des Bildungssystems
gelten, so ist hier eine Differenzierung erforderlich, welche beim Staat die Ge-
setzgebung und die von dieser ausgehende Aufsicht verortet, hiervon die unter
Mitwirkung der B2rger zu gestaltende kommunale Aufsicht unterscheidet und
beide noch einmal von der Selbstverwaltung der einzelnen Schulen abgrenzt.
In einem so differenzierten System arbeiteten, wie bereits Schleiermacher ge-
fordert hat, »Vertreter des Staates beim Volke« und »Vertreter des Volkes
beim Staate« mit dem Klientel der Schulen und den in den Schulen selbst f2r
die p4dagogische Praxis Verantwortlichen in einer Weise zusammen, die nicht
mehr nur durch eine Hierarchie von Aufsicht und Weisung, sondern durch eine
Differenzierung von Zust4ndigkeit und Verantwortlichkeit gekennzeichnet
w4re.24
Vergleichbares gilt auch f2r die Probleme einer zeitgem4ßen Wissenschafts-
didaktik und Umgangsp4dagogik und die innerp4dagogische Frage, wie Erfah-
rung und Umgang in der Erziehung sinnvoll zueinander in Beziehung zu setzen
sind. Aufgabe moderner Erziehung und Bildung ist es nicht, Lernprozesse zu
veranstalten, die im unmittelbaren Erfahrungs- und Umgangslernen stattfin-
den, sondern Erfahrung und Umgang durch k2nstlich und kunstvoll erteilten
Unterricht zu erweitern (vgl. Benner 1997). Dieser muss Heranwachsende so
in die Wissensformen und Anwendungsm?glichkeiten neuzeitlicher Wissen-
schaft einf2hren, dass deren szientifische Wissensstrukturen erkannt, die in sie
eingegangenen historisch-gesellschaftlichen Erfahrungen erinnert und die
Grenzen ihres Wissens und Wissen-K?nnens bedacht werden. Vergleichbares
gilt f2r die Anschlussfragen eines praktisch zu verantwortenden Umgangs mit
den durch neuzeitliche Wissenschaft er?ffneten Handlungsm?glichkeiten. Hier
stellt sich der P4dagogik die Aufgabe, Heranwachsende darauf vorzubereiten,
diese Fragen unter zuweilen konfligierenden ?konomischen, ethischen, politi-
schen, 4sthetischen und religi?sen Problemstellungen zu diskutieren und in ih-
rer Mehrperspektivit4t zu reflektieren.
Die Leistungen einer Bildung, die hierzu bef4higt, beziehen sich nicht nur
auf das, was als Wissen gewusst und als K?nnen gekonnt werden soll. Sie m2s-
sen sich auch darauf hin befragen lassen, was sie zum R4sonnement einer dis-
kutierenden Pffentlichkeit beitragen. Ohne einen solchen Beitrag h4tte Bil-
dung keine Zukunft.
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